3.3 
Lernfeld: Arbeitsabläufe im Team organisieren
Handlungsbereich: Analyse und Vergleich branchentypischer Organisations- und Rechtsformen
Verlaufsschema
	Kompetenz aus dem Lehrplan
	„Unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Berufsstandes analysieren die Schülerinnen und Schüler die Rechtsform ihres Betriebes und vergleichen sie mit weiteren branchentypischen Organisations- und Rechtsformen.“


	Lernsituation 
	Analyse und Vergleich branchentypischer Organisations- und Rechtsformen

	Überfachliche Kompetenz
	Die Schülerinnen und Schüler arbeiten mit Gesetzestexten. 
Die Schülerinnen und Schüler fördern ihre sprachlichen Kompetenzen.

Die Schülerinnen und Schüler reflektieren die Vor- und Nachteile der einzelnen Rechtsformen in Bezug auf ihre eigene Berufspraxis.



	Zeitrichtwert
	5 - 6 Std. 

	Material/

Ausstattung 

	· kommentierte Gesetze zur GmbH und UG

· kommentierte Gesetzestexte zur PartG und PartG mbB
· EDV

	Verlauf
	Ausführliche Problematisierung der Situation mit der Klasse. Hierbei erhalten die Schülerinnen und Schüler den Brief mit Anhang als Arbeitsauftrag. Danach wird der Dialog der Auszubildenden mit der Bürovorsteherin aufgelegt und es werden ggf. Fragen geklärt. Wichtig ist, dass der Arbeitsauftrag für die Klasse klar ist.
Die Schüler erhalten die kommentierten Gesetzestexte. Hierbei ist es möglich, diese auf buntes Papier zu kopieren und am Ende der Bearbeitung wieder einzusammeln, um Ressourcen zu schonen.

In einem PC-Raum erstellen die Schülerinnen und Schüler selbständig den Zeitschriftenartikel.

Ggf. können nach ca. zwei Stunden Arbeitszeit kleine Präsentationen zu den bisherigen Zwischenergebnissen erfolgen. Die Lehrkraft gibt Feedback zur Richtigkeit und Vollständigkeit der Ergebnisse.

Jede Gruppe druckt sich ihre Arbeitsergebnisse aus und verwendet diese als Lerngrundlage.

	Anmerkungen und Erfahrung
	Differenzierungsmöglichkeiten:
· Tabellenstruktur vorgeben

· Kommentierungen bei den Gesetzen noch weiter ergänzen

· inhaltliche Teilfragen vorgeben oder darauf verzichten, z. B.
„Wer haftet jeweils für Verluste?“



	Quellen
	http://www.brueck-steuerberater.de/index.php?id=27, abgerufen am 10.01.2016

http://haunhorst-schmidt.de/die-neue-partnerschaftsgesellschaft-mit-beschraenkter-berufshaftung-2/, abgerufen am 10.01.2016

http://www.iww.de/pfb/archiv/rechtsformwahl-die-partnerschaftsgesellschaft-im-vergleich-f33334, abgerufen am 14.12.2016



	
	
	
	

	
	Die ReNoPat
Baumgartenstraße 17     

81677 München
Tel. 089 3456720
	Die Zeitschrift für Auszubildende Rechtsanwalts-, Notar[image: image1.emf] 
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- und Patentanwaltsfachangestellte 
	

	
	ReNoPat,  Baumgartenstraße 17, 81677 München
Kanzlei Dr. Meier Rechtsanwälte und Steuerberater PartG mbB
Frau Schuster

Postfach 15 13

80332 München

	( 089 3456-720
(  089 3456-730

Datum: 03.02.20..
	

	
	Sehr geehrte Frau Schuster,

wir freuen uns sehr, dass Sie sich bereit erklärt haben, für unsere Zeitschrift einen Artikel über Unternehmensformen für freie Berufe zu schreiben. 

Dass Sie hierbei den Entscheidungsprozess Ihrer Kanzlei von der ursprünglichen Rechtsform der Rechtsanwaltssozietät zur Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung darlegen wollen, gefällt uns besonders gut. Wir sind überzeugt, dass unsere Leser mit diesem Praxisbeispiel einen guten Einblick in die verschiedenen Vor- und Nachteile der Rechtsformen erhalten werden.
Bitte achten Sie bei der Erstellung des Artikels darauf, dass unsere Zielgruppe junge Auszubildende sind! Der Text sollte daher gut nachvollziehbar und nicht zu komplex sein. Trotzdem müssen die Auszubildenden im Rechtsbereich die gesetzlichen Grundlagen kennen. In der Anlage finden Sie  eine Zusammenfassung, welchen Kriterien Ihr Artikel in unserer Zeitschrift entsprechen sollte. Einsendeschluss des Artikels ist wie besprochen der 15. April 20..
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Mit freundlichen Grüßen

Dagmar Wolf
Dagmar Wolf 
Anlage:

Inhaltliche und formelle Kriterien für den Zeitschriftenartikel
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Inhaltliche und formelle Kriterien für den Zeitschriftenartikel


Gespräch zwischen Frau Schuster und der Auszubildenden …
	Frau Schuster:
	Hallo, hast du den Brief von der ReNoPat gelesen?

	Auszubildende/r:
	Ja Frau Schuster. Herzlichen Glückwunsch, dass Sie ausgewählt wurden, einen Fachartikel zu schreiben!

	Frau Schuster:
	Danke, ich bräuchte aber auf jeden Fall deine Unterstützung!

Die Zielgruppe der Zeitschrift sind ja Auszubildende, so wie du eine/r bist. Ich bitte dich, meine Unterlagen durchzulesen. Ich habe hierzu die wichtigsten Stellen der einschlägigen Gesetzestexte herausgesucht. Zu dem jeweiligen Gesetzestext habe ich bereits Hinweise und Beispiele notiert. 

	Auszubildende/r:
	Das hört sich gut an, häufig habe ich Probleme damit, die komplizierten und langen Gesetzestexte zu verstehen. 

	Frau Schuster:
	Ja, das geht, glaube ich, den meisten so.
Um zu garantieren, dass Auszubildende den Artikel verstehen, bitte ich dich, einmal einen Entwurf für den Artikel zu verfassen. Wichtig ist es, auch auf unsere ehemalige Rechtsform einzugehen und bei jeder Rechtsform zu entscheiden, warum wir diese nicht gewählt haben bzw. was für diese Rechtsform sprechen würde. 
Hast du alle Fragestellungen verstanden oder hast du vorerst Fragen?

	Auszubildende/r: 
	Im Moment nicht.

	Frau Schuster:
	Gut, dann geh bitte an die Arbeit. Ich denke, in einer Stunde kannst du noch einmal Rücksprache mit mir über die wichtigsten Eckpunkte halten und mir evtl. schon erklären, warum wir nun eine PartG mbB sind!


Infotext Partnerschaftsgesellschaft


	Partnerschaftsgesellschaftsgesetz (PartGG); 

Abgabenordnung (AO); Handelsgesetzbuch (HGB)
	Hinweise

	§ 1 Voraussetzungen der Partnerschaft (PartGG)

(1) Die Partnerschaft ist eine Gesellschaft, in der sich Angehörige freier Berufe zur Ausübung ihrer Berufe zusammenschließen. Sie übt kein Handelsgewerbe aus. Angehörige einer Partnerschaft können nur natürliche Personen sein.
	Freie Berufe sind z. B.:

Rechtsanwälte, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Ärzte, Journalisten

	§ 2 Name der Partnerschaft (PartGG)
(1) Der Name der Partnerschaft muss den Namen mindestens eines Partners, den Zusatz „und Partner" oder „Partnerschaft" sowie die Berufsbezeichnungen aller in der Partnerschaft vertretenen Berufe enthalten. ...
	z. B.:

Dr. Muster und Partner, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer

	§ 3 Partnerschaftsvertrag (PartGG)

(1) Der Partnerschaftsvertrag bedarf der Schriftform. 

(2) Der Partnerschaftsvertrag muss enthalten 

1. den Namen und den Sitz der Partnerschaft;

2. den Namen und den Vornamen sowie den in der Partnerschaft ausgeübten Beruf und den Wohnort jedes Partners;

3. den Gegenstand der Partnerschaft.
	Schriftlicher Vertrag, welcher unter Ausnutzung der Vertragsfreiheit geschlossen werden kann. Eine Veröffentlichung (z. B. beim Registergericht) ist nicht notwendig.

	§ 4 Anmeldung der Partnerschaft (PartGG)

(1) Auf die Anmeldung der Partnerschaft in das Partnerschaftsregister sind § 106 Abs. 1 und § 108 des Handelsgesetzbuchs entsprechend anzuwenden […].

HGB:

§ 106 (1) Die Gesellschaft ist bei dem Gericht, in dessen Bezirk sie ihren Sitz hat, zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. (…)
§ 108 Die Anmeldungen sind von sämtlichen Gesellschaftern zu bewirken.
	Im zuständigen Amtsgericht im Registergericht

	§ 5 Inhalt der Eintragung; anzuwendende Vorschriften

(1) Die Eintragung hat die in § 3 Abs. 2 genannten Angaben, das Geburtsdatum jedes Partners und die Vertretungsmacht der Partner zu enthalten […].  
	

	§ 6 Rechtsverhältnis der Partner untereinander

(1) Die Partner erbringen ihre beruflichen Leistungen unter Beachtung des für sie geltenden Berufsrechts. 

(2) Einzelne Partner können im Partnerschaftsvertrag nur von der Führung der sonstigen Geschäfte ausgeschlossen werden. 

(3) Im Übrigen richtet sich das Rechtsverhältnis der Partner untereinander nach dem Partnerschaftsvertrag. Soweit der Partnerschaftsvertrag keine Bestimmungen enthält, sind die §§ (…) des Handelsgesetzbuchs entsprechend anzuwenden. (...)
	Jeder Partner ist alleine zur Geschäftsführung berechtigt, so lange kein anderer Partner wiederspricht.

Falls laut Vertrag keine Gesamtvertretung vorliegt, ist jeder Partner nach außen einzelvertretungsberechtigt.

	§ 7 Wirksamkeit im Verhältnis zu Dritten; rechtliche Selbständigkeit; Vertretung

(1) Die Partnerschaft wird im Verhältnis zu Dritten mit ihrer Eintragung in das Partnerschaftsregister wirksam. (…)
	Im zuständigen Amtsgericht im Registergericht

	§ 8 Haftung für Verbindlichkeiten der Partnerschaft

(1) Für Verbindlichkeiten der Partnerschaft haften den Gläubigern neben dem Vermögen der Partnerschaft die Partner als Gesamtschuldner. (…) 

(2) Waren nur einzelne Partner mit der Bearbeitung eines Auftrags befasst, so haften nur sie gemäß Absatz 1 für berufliche Fehler neben der Partnerschaft; ausgenommen sind Bearbeitungsbeiträge von untergeordneter Bedeutung …
	Ist ein Partner nicht mit der Bearbeitung eines Auftrags befasst, welcher zu einem Schadensfall führt, haftet dieser nicht persönlich (also mit dem Privatvermögen). Für wirtschaftliche Fehler, wie z. B. den Abschluss eines Mietvertrages, haften alle Partner gemeinsam. 

	§ 9 Ausscheiden eines Partners, Auflösung der Partnerschaft

(1) Auf das Ausscheiden eines Partners und die Auflösung der Partnerschaft sind, soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, die §§ 131 - 144 des Handelsgesetzbuchs entsprechend anzuwenden. (…)

(4) Die Beteiligung an einer Partnerschaft ist nicht vererblich. Der Partnerschaftsvertrag kann jedoch bestimmen, dass sie an Dritte vererblich ist, die Partner im Sinne des § 1 Abs. 1 und 2 sein können. (…)
	Beteiligung an der Partnerschaft ist nicht vererbbar.

Partnerschaftsvertrag kann bestimmen, dass Beteiligungen an Dritte vererbbar sind.

	§ 179 Feststellung von Besteuerungsgrundlagen (AO)

(…)  (2) Ein Feststellungsbescheid richtet sich gegen den Steuerpflichtigen, dem der Gegenstand der Feststellung bei der Besteuerung zuzurechnen ist. Die gesonderte Feststellung wird gegenüber mehreren Beteiligten einheitlich vorgenommen, wenn dies gesetzlich bestimmt ist oder der Gegenstand der Feststellung mehreren Personen zuzurechnen ist. Ist eine dieser Personen an dem Gegenstand der Feststellung nur über eine andere Person beteiligt, so kann insoweit eine besondere gesonderte Feststellung vorgenommen werden.

§ 180 Gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen (AO)
(1) Gesondert festgestellt werden insbesondere:

   1. die Einheitswerte nach Maßgabe des Bewertungsgesetzes,
   2. a) die einkommensteuerpflichtigen und körperschaftsteuerpflichtigen Einkünfte und mit ihnen im Zusammenhang stehende andere Besteuerungsgrundlagen, wenn an den Einkünften mehrere Personen beteiligt sind und die Einkünfte diesen Personen steuerlich zuzurechnen sind (…) 
	Die Partnerschaftsgesellschaft ist an sich weder einkommen- noch körperschaftsteuerpflichtig.

Die Partner selbst erzielen jedoch im Rahmen der Einkommensteuer Einkünfte aus selbständiger Arbeit. Das heißt, sie müssen eine Einkommensteuererklärung machen.
Da kein Handelsgewerbe vorliegt, entfällt die Gewerbesteuer.

Umsatzsteuerrechtlich ist die Partnerschaftsgesellschaft Unternehmer.




Infotext:
Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung 

	Partnerschaftsgesellschaftsgesetz (PartGG); 
	Hinweise

	§ 8 Haftung für Verbindlichkeiten der Partnerschaft

3) Durch Gesetz kann für einzelne Berufe eine Beschränkung der Haftung für Ansprüche aus Schäden wegen fehlerhafter Berufsausübung auf einen bestimmten Höchstbetrag zugelassen werden, wenn zugleich eine Pflicht zum Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherung der Partner oder der Partnerschaft begründet wird.

(4) Für Verbindlichkeiten der Partnerschaft aus Schäden wegen fehlerhafter Berufsausübung haftet den Gläubigern nur das Gesellschaftsvermögen, wenn die Partnerschaft eine zu diesem Zweck durch Gesetz vorgegebene Berufshaftpflichtversicherung unterhält. Für die Berufshaftpflichtversicherung gelten § 113 Absatz 3 und die §§ 114 bis 124 des Versicherungsvertragsgesetzes entsprechend. Der Name der Partnerschaft muss den Zusatz „mit beschränkter Berufshaftung“ oder die Abkürzung „mbB“ oder eine andere allgemein verständliche Abkürzung dieser Bezeichnung enthalten; anstelle der Namenszusätze nach § 2 Absatz 1 Satz 1 kann der Name der Partnerschaft mit beschränkter Berufshaftung den Zusatz „Part“ oder „PartG“ enthalten.
	Anwälte müssen eine Berufshaftpflichtversicherung mit 2,5 Mio. € Mindestversicherungssumme je Versicherungsfall abschließen. Es gibt bei beruflichen Fehlern keine persönliche Haftung (Privatvermögen), sondern die Haftung beschränkt sich auf die Versicherungssumme der Haftpflichtversicherung. Bei wirtschaftlichen Fehlern, wie z. B. einem Arbeitsvertrag haften alle gemeinsam.
Namenszusatz: Mit beschränkter Berufshaftung (mbB) oder Ähnliches.


Infotext Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

	Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbHG)
	Hinweise

	§ 1 Zweck; Gründerzahl

Gesellschaften mit beschränkter Haftung können nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Gesetzes zu jedem gesetzlich zulässigen Zweck durch eine oder mehrere Personen errichtet werden.
	Eine GmbH kann durch natürliche und juristische Personen gegründet werden.

	§ 2 Form des Gesellschaftsvertrags

(1) Der Gesellschaftsvertrag bedarf notarieller Form. Er ist von sämtlichen Gesellschaftern zu unterzeichnen.

(1a) Die Gesellschaft kann in einem vereinfachten Verfahren gegründet werden, wenn sie höchstens drei Gesellschafter und einen Geschäftsführer hat. (…)
	Auch Änderungen im Gesellschaftsvertrag bedürfen der notariellen Beurkundung.
Bei der Gründung im vereinfachten Verfahren wird ein Musterprotokoll verwendet ( kein Notar notwendig.

	§ 3 Inhalt des Gesellschaftsvertrags

(1) Der Gesellschaftsvertrag muss enthalten:
1. die Firma und den Sitz der Gesellschaft,

2. den Gegenstand des Unternehmens,

3. den Betrag des Stammkapitals,

4. die Zahl und die Nennbeträge der Geschäftsanteile, die jeder Gesellschafter gegen Einlage auf das Stammkapital (Stammeinlage) übernimmt. (…)
	

	§ 4 Firma

Die Firma der Gesellschaft muss, auch wenn sie nach § 22 des Handelsgesetzbuchs oder nach anderen gesetzlichen Vorschriften fortgeführt wird, die Bezeichnung „Gesellschaft mit beschränkter Haftung" oder eine allgemein verständliche Abkürzung dieser Bezeichnung enthalten. (…)
	z. B. Mustermann GmbH, Mustermanngesellschaft mbH

	§ 5 Stammkapital; Geschäftsanteil

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft muss mindestens fünfundzwanzigtausend Euro betragen.

(2) Der Nennbetrag jedes Geschäftsanteils muss auf volle Euro lauten. Ein Gesellschafter kann bei Errichtung der Gesellschaft mehrere Geschäftsanteile übernehmen. (…)
	Zu: 

(1) in Form von Sach- oder Kapitaleinlagen möglich
(2) Ein Gesellschafter macht eine Stammeinlage, diese muss auf volle Euro lauten (2500,50 € geht nicht) 

	§ 6 Geschäftsführer

(1) Die Gesellschaft muss einen oder mehrere Geschäftsführer haben. (…)
	Diese/r kann gleichzeitig Gesellschafter sein.

	§ 7 Anmeldung der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft ist bei dem Gericht, in dessen Bezirk sie ihren Sitz hat, zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

(2) Die Anmeldung darf erst erfolgen, wenn auf jeden Geschäftsanteil, soweit nicht Sacheinlagen vereinbart sind, ein Viertel des Nennbetrags eingezahlt ist. Insgesamt muss auf das Stammkapital mindestens so viel eingezahlt sein, dass der Gesamtbetrag der eingezahlten Geldeinlagen zuzüglich des Gesamtnennbetrags der Geschäftsanteile, für die Sacheinlagen zu leisten sind, die Hälfte des Mindeststammkapitals gemäß § 5 Abs. 1 erreicht. (…) 
	Zu:
(2) S. 1: mindestens ein Viertel der Stammeinlage muss eingezahlt werden (von 4.000,00 € Stammeinlage müssen mindestens 1.000,00 € eingezahlt werden)

(2) S. 2: Dies entspricht 12.500,00 €.


	§ 8 Inhalt der Anmeldung

(1) Der Anmeldung müssen beigefügt sein:

1. der Gesellschaftsvertrag  (…),
2. die Legitimation der Geschäftsführer, sofern dieselben nicht im Gesellschaftsvertrag bestellt sind,

3. eine von den Anmeldenden unterschriebene Liste der Gesellschafter, aus welcher Name, Vorname, Geburtsdatum und Wohnort der letzteren sowie die Nennbeträge … ersichtlich sind (…).
	Legitimation: Vollmacht bzw. Ausweis

	§ 10 Inhalt der Eintragung

(1) Bei der Eintragung in das Handelsregister sind die Firma und der Sitz der Gesellschaft, eine inländische Geschäftsanschrift, der Gegenstand des Unternehmens, die Höhe des Stammkapitals, der Tag des Abschlusses des Gesellschaftsvertrags und die Personen der Geschäftsführer anzugeben. Ferner ist einzutragen, welche Vertretungsbefugnis die Geschäftsführer haben.
	Die Einsichtnahme in das Handelsregister sowie in die zum Handelsregister eingereichten Dokumente ist jedem zu Informationszwecken gestattet.

	§ 13 Juristische Person; Handelsgesellschaft

(1) Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung als solche hat selbständig ihre Rechte und Pflichten; sie kann Eigentum und andere dingliche Rechte an Grundstücken erwerben, vor Gericht klagen und verklagt werden.

(2) Für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft haftet den Gläubigern derselben nur das Gesellschaftsvermögen.

(3) Die Gesellschaft gilt als Handelsgesellschaft im Sinne des Handelsgesetzbuchs.
	(1) Die GmbH ist eine juristische Person.

(2) Die Gesellschafter haften nicht mit ihrem Privatvermögen.

(3) Dies hat Pflichten zur Folge.

	§ 29 Ergebnisverwendung

(1) Die Gesellschafter haben Anspruch auf den Jahresüberschuss zuzüglich eines Gewinnvortrags und abzüglich eines Verlustvortrags, soweit der sich ergebende Betrag nicht nach Gesetz oder Gesellschaftsvertrag, durch Beschluss nach Absatz 2 oder als zusätzlicher Aufwand aufgrund des Beschlusses über die Verwendung des Ergebnisses von der Verteilung unter die Gesellschafter ausgeschlossen ist. Wird die Bilanz unter Berücksichtigung der teilweisen Ergebnisverwendung aufgestellt oder werden Rücklagen aufgelöst, so haben die Gesellschafter abweichend von Satz 1 Anspruch auf den Bilanzgewinn.
	Das hat zur Folge, dass die GmbH auf den Jahresüberschuss Körperschaftssteuer (15,825 %) und Gewerbesteuer zahlen muss.

	§ 35 Vertretung der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft wird durch die Geschäftsführer gerichtlich und außergerichtlich vertreten. (…)
(2) Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, sind sie alle nur gemeinschaftlich zur Vertretung der Gesellschaft befugt, es sei denn, dass der Gesellschaftsvertrag etwas anderes bestimmt. (…)
	(1) Der Geschäftsführer muss kein Gesellschafter sein.

(2) Alle zusammen: Gesamtgeschäftsführungsbefugnis

Einer alleine: Einzelgeschäftsführungsbefugnis

	§ 41 Buchführung

Die Geschäftsführer sind verpflichtet, für die ordnungsmäßige Buchführung der Gesellschaft zu sorgen. 
§ 42 Bilanz

(1) In der Bilanz des nach den §§ 242, 264 des Handelsgesetzbuchs aufzustellenden Jahresabschlusses ist das Stammkapital als gezeichnetes Kapital auszuweisen.
	Zu den Pflichten eines Handelsgewerbes gehört eine für Fremde nachvollziehbare Buchführung und die Veröffentlichung einer Bilanz im Bundesanzeiger.

	§ 47 Abstimmung

(1) Die von den Gesellschaftern in den Angelegenheiten der Gesellschaft zu treffenden Bestimmungen erfolgen durch Beschlussfassung nach der Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

(2) Jeder Euro eines Geschäftsanteils gewährt eine Stimme. (…)
	Je mehr Stammkapital ein Gesellschafter hat, desto mehr Macht hat er in der Gesellschaft.

	§ 60 Auflösungsgründe

(1) Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung wird aufgelöst:
1. durch Ablauf der im Gesellschaftsvertrag bestimmten Zeit,
2. durch Beschluss der Gesellschafter …,
3. durch gerichtliches Urteil …,
4. durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens; …
5. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist; …
7. durch die Löschung der Gesellschaft wegen Vermögenslosigkeit …
(2) Im Gesellschaftsvertrag können weitere Auflösungsgründe festgesetzt werden.
	Nr. 3: z. B. bei gesetzeswidrigem Verhalten der Gesellschaft.

Nr. 5: Die Kosten des Insolvenzverfahrens wären höher als das Gesellschaftsvermögen.  

Nr. 7: Die Gesellschaft verfügt über keinerlei Sach- und Kapitalvermögen.


Infotext Unternehmergesellschaft
	Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbHG)
	Hinweise

	§ 5a Unternehmergesellschaft

(1) Eine Gesellschaft, die mit einem Stammkapital gegründet wird, das den Betrag des Mindeststammkapitals nach § 5 Abs. 1 unterschreitet, muss in der Firma abweichend von § 4 die Bezeichnung „Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt)" oder „UG (haftungsbeschränkt)" führen.
(2) Abweichend von § 7 Abs. 2 darf die Anmeldung erst erfolgen, wenn das Stammkapital in voller Höhe eingezahlt ist. Sacheinlagen sind ausgeschlossen.

(3) In der Bilanz des … aufzustellenden Jahresabschlusses ist eine gesetzliche Rücklage zu bilden, in die ein Viertel des … Jahresüberschusses einzustellen ist. (…)
	(1) Das Weglassen der Klammern oder Umformulierung von „haftungsbeschränkt“ ist nicht zulässig.
(2) Das Stammkapital beträgt mindestens 1,00 €, Sacheinlagen sind nicht möglich.

Wenn das Stammkapital durch die jährliche Rücklage von 25 % des Jahresüberschusses 25.000,00 € erreicht hat, ist eine Umwandlung in eine GmbH möglich.

Die Unternehmergesellschaft wird auch Mini-GmbH oder 1-Euro-GmbH genannt.


Überlegungen der Rechtsformwahl – Lösungsvorschlag für einen möglichen Zeitschriftenartikel
Welche Rechtsformen standen zur Wahl?

Die Kanzlei Dr. Meier Rechtsanwälte und Steuerberater PartG mbB hat vor Kurzem ihre Rechtsform von der BGB-Gesellschaft zur Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung geändert. Grund für die Suche einer neuen Rechtsform waren Probleme in der Entscheidungsfindung und die Angst der einzelnen Kollegen und Kolleginnen, bei einem Schadensfall auch mit dem Privatvermögen haften zu müssen.

Zur Wahl standen die Partnerschaftsgesellschaft oder die Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit ihren jeweiligen Unterformen der Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung und die Unternehmehrgesellschaft. Hier soll nun erst eine Übersicht über die zur Wahl stehenden Rechtsformen gegeben werden.
Welcher Name würde dann evtl. an unserem Klingelschild stehen?








	
	Partnerschaftsgesellschaft
	GmbH

	Gründungsvoraussetzungen
	Mitglieder Freier Berufe, mindestens zwei Personen, kein Handelsgewerbe, natürliche Personen
	Gründung durch natürliche oder juristische Personen



	Namensgebung
	Mindestens ein Name, Berufsbezeichnungen und Partner oder Partnerschaft
	Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder gängige Abkürzung GmbH

	Gründungsvertrag und Formvorschriften
	Vertrag in schriftlicher Form
	Notariell beurkundeter Gesellschaftsvertrag



	Veröffentlichungspflichten
	Eintragung ins Partnerschaftsregister
	Eintragung ins Handelsregister ( auch Einsicht in den Vertrag

Veröffentlichung einer Bilanz ( Information über wirtschaftliche Lage möglich

	Vertretung nach innen und außen
	Jeder Partner ist zur Geschäftsführung berechtigt und kann die PartG alleine vertreten.
	Benennung eines Geschäftsführers, dieser muss kein Gesellschafter sein!

	Haftung für Verluste
	Bei beruflichen Fehlern: jeder Partner selbst für den bearbeiteten Fall (auch privat), bei wirtschaftlichen Fehlern: alle gemeinsam
	Haftung auf das Gesellschaftsvermögen beschränkt ( keine private Haftung

	Steuern (Gewinn)
	Die Partner zahlen Einkommenssteuer.
Umsatzsteuervorabzugsberechtigt
	Gewerbe- und Körperschaftssteuer auf den Gewinn



	Beendigung
	Siehe BGB-Gesellschaft
Beteiligung an der Partnerschaft ist nicht vererbbar

Partnerschaftsvertrag kann bestimmen, dass Beteiligungen an Dritte vererbbar sind.


	- Zeitablauf

- Beschluss der Gesellschafter

- Gerichtsurteil (z. B. Unterschreitung des Mindestkapitals)

- Eröffnung eines Insolvenzverfahrens

	Sonderformen
	PartG mbB (Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufshaftung)
	UG (Unternehmergesellschaft)

	Besonderheit der Sonderform
	Beschränkung der Haftung bei beruflichen Fehlern (keine private Haftung bei Berufsfehlern) durch Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherung in Höhe von 2,5 Mio. € pro Versicherungsfall. 

Namensgebung: mit beschränkter Berufshaftung (mbB) im Firmennamen
	Ab 1 € gründbar; 25 % des Jahresüberschusses (Gewinn) müssen als Rücklage gebildet werden, bis 25.000,00 € erreicht sind, dann Umwandlung in GmbH.


Was kennzeichnet die einzelnen Rechtsformen?
Betrachtet man nun diese Gegenüberstellung der Rechtsformen, ergeben sich hieraus für unsere Kanzlei folgende Vor- und Nachteile:
	
	Vorteile:
	Nachteile:

	Partnerschafts-gesellschaft:
	grundsätzlich keine solidarische Haftung (nur derjenige, der Berufsfehler begangen hat, haftet auch privat ( Beweis, sonst solidarisch)

Partnerschaftsvertrag muss nicht veröffentlicht werden

keine Gewerbe- und Körperschaftsteuer

kein Mindestkapital

einfache Änderung des Gesellschaftsvertrages möglich
	Haftung auch mit Privatvermögen bei wirtschaftlichen Fehlern

	PartG mbB:
	Persönliche Haftung bei Berufsfehlern kann durch Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherung bis zu 2,5 Mio. € versichert werden.

( keine persönliche Haftung
	Haftung nur für Berufsfehler, hinsichtlich sonstiger geschäftlicher Handlungen, wie z. B. der Abschluss von Miet- und Anstellungsverträgen, besteht weiterhin eine uneingeschränkte gesamtschuldnerische persönliche Haftung gem.

	GmbH
	keine persönliche Haftung

Bei höchstens drei Gesellschaftern vereinfachtes Verfahren ohne Notar möglich ( Musterprotokoll aus Gesetz


	25.000,00 € Stammkapital

Zahlung von Gewerbesteuer

Veröffentlichung im Handelsregister ( Jeder hat Einsicht und kann auch den Gesellschaftsvertrag einsehen.

Kosten für notariell beurkundeten Vertrag

Veröffentlichung der Bilanz ( Fremde können sich über die wirtschaftliche Lage informieren

	UG (haftungs-beschränkt)
	ab 1,00 € Stammkapital gründbar


	25 % des Jahresüberschusses (Gewinn) müssen als Rücklage gebildet werden, bis 25.000,00 € erreicht sind.


Für unsere Kanzlei war bei der Wahl der Rechtsform vor allem eine Beschränkung der Haftung wichtig, dies wäre bei allen vier Rechtsformen möglich, jedoch hat die PartG mbB den Vorteil, dass die Haftung auf 2,5 Mio € je Versicherungsfall sehr hoch ist und jeweils nur der Bearbeiter des Falles haftet. 

Bei der GmbH war der gravierendste Nachteil für uns die Besteuerung sowohl mit Gewerbesteuer für die Unternehmung als auch mit Einkommenssteuer für unsere Partner. Des Weiteren ist die Veröffentlichung im Handelsregister mit einigen Nachteilen verbunden, so kann z. B. jeder Einsicht in unseren Gesellschaftsvertrag nehmen. Diese Inhalte möchten wir jedoch nicht jedermann zur Verfügung stellen. Außerdem ist die Eintragung ins Handelsregister mit höheren Kosten verbunden als die Eintragung in Partnerschaftsregister, weil hier eine notarielle Beurkundung, welche teuer ist, vorhanden sein muss.
Wir gehen davon aus, dass in nächster Zeit viele Kanzleien die Veränderung zur PartG mbB vornehmen werden, weil diese erst seit Ende 2013 möglich ist.


Aufgabenvorschlag für einen Leistungsnachweis:

Partnerschaftsvertrag
zwischen

Rechtsanwältin Dr. A. Mustermann

Gudrunstraße 15, 90461 Nürnberg

und

Steuerberaterin E. Muster

Allersberger Straße 23, 90461 Nürnberg


- im Folgenden Gesellschafter genannt –

§ 1

1. Die Partnerschaft trägt den Namen Dr. Mustermann & Partner, Rechtsanwälte. Sie hat ihren Sitz in 90461 Nürnberg, Schönweißstraße 7.

2. Die Partner gestatten einander wechselseitig die Weiterführung ihres Namens im Namen der Partnerschaft über ihr Ausscheiden aus der Partnerschaft hinaus ohne zeitliche Befristung.

3. Gegenstand der Partnerschaft ist die gemeinschaftliche Ausübung des freien Berufs als Rechtsanwälte und Steuerberater.

4. Partner kann nur sein, wer als Rechtsanwalt oder Steuerberater zugelassen ist. 

§ 2

1. Die Partnerschaft beginnt mit Abschluss des Partnerschaftsvertrages. 

2. Die Dauer der Partnerschaft ist unbestimmt.

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr endet am 31.12.20XX.

§ 3

1. Die Partner sind mit folgenden Anteilen an der Partnerschaft beteiligt:

- Dr. A. Mustermann: 50 %

- E. Muster: 50 %

2. Die Partner erbringen folgende Einlagen:

- Dr. A. Mustermann: 20.000,00 €

- E. Muster: 20.000,00 €

3. Das ab dem Beginn der Partnerschaft aus Mitteln der Gesellschaft angeschaffte Inventar wird Vermögen der Partnerschaft. Über ihr persönliches Inventar erstellen die Partner zu Beginn der Partnerschaft jeweils eine Inventarliste.

4. Die ab Beginn der Partnerschaft eingehenden Honorare sind Einnahmen der Partnerschaft, auch dann, wenn sie bereits zuvor erbrachte Leistungen vergüten. Alle durch die Berufsausübung veranlassten Ausgaben sind Ausgaben der Partnerschaft, so z. B. Beiträge zur Kammer, laufende Betriebskosten, Kosten für Fortbildungen und Fachliteratur …

§ 4

1. Die Partner sind einzeln zur Geschäftsführung befugt.

2. Die Geschäftsführungsbefugnis erstreckt sich auf alle Geschäfte, Maßnahmen und Willenserklärungen, die der gewöhnliche Kanzleibetrieb mit sich bringt. Für alle darüber hinausgehenden Geschäfte, Maßnahmen und Willenserklärungen ist ein Beschluss der Gesellschafterversammlung erforderlich.

3. Die Partnerschaftsgesellschaft kann unter ihrer Firma Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum und andere dingliche Rechte an Grundstücken erwerben, vor Gericht klagen und verklagt werden.

§ 5

1. Die Partner üben im Rahmen der Partnerschaft den freien Beruf des Rechtsanwalts oder Steuerberaters aus, der den Gegenstand der Partnerschaft bildet. Dabei achten sie auf das geltende Berufsrecht.

2. Die Partner verpflichten sich, ihre volle Arbeitskraft der Partnerschaft zu widmen. Bei der Einteilung der Arbeitszeit stehen die gemeinsamen Interessen im Vordergrund, jedoch ist auf die individuellen Einteilungswünsche im Sinne einer freiberuflichen Tätigkeit großzügig Rücksicht zu nehmen.

3. Wissenschaftliche Tätigkeit einschließlich Lehrtätigkeit, Tätigkeit in anwaltlichen Berufsorganisationen und in der anwaltlichen Selbstverwaltung sowie politische und ehrenamtliche richterliche Tätigkeiten sind zulässig, sofern sie ein angemessenes Maß nicht überschreiten.

4. Auf den Geschäftspapieren der Partnerschaft werden die Namen aller Partner aufgeführt. Die Reihenfolge entspricht dem Zeitpunkt des Eintritts in die vor der Gründung dieser Partnerschaft bestehende Sozietät.
§ 6

Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags können mündlich erfolgen.

§ 7

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrags unwirksam sein oder werden, bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam. Die Partner ersetzen die unwirksame Klausel durch eine solche, die dem wirtschaftlichen Sinn der ursprünglichen Klausel nahe kommt.
Nürnberg, den 16.03.20XX

__________________________________


___________________________________

Rechtsanwältin Dr. A. Mustermann




Steuerberaterin E. Muster

Möglicher Leistungsnachweis ( LÖSUNG


Partnerschaftsvertrag
zwischen

Rechtsanwältin Dr. A. Mustermann,

Gudrunstraße 15, 90461 Nürnberg

und

Steuerberaterin E.Muster

Allersberger Straße 23, 90461 Nürnberg

- in Folgenden Gesellschafter genannt –

§ 1

1. Die Partnerschaft trägt den Namen Dr. Mustermann & Partner. Sie hat ihren Sitz in 90461 Nürnberg, Schönweißstraße 7.

2. Die Partner gestatten einander wechselseitig die Weiterführung ihres Namens im Namen der Partnerschaft über ihr Ausscheiden aus der Partnerschaft hinaus ohne zeitliche Befristung.

3. Gegenstand der Partnerschaft ist die gemeinschaftliche Ausübung des freien Berufs als Rechtsanwälte und Steuerberater.

4. Partner kann nur sein, wer als Rechtsanwalt oder Steuerberater zugelassen ist. 

§ 2

1. Die Partnerschaft beginnt mit Abschluss des Partnerschaftsvertrages. 

2. Die Dauer der Partnerschaft ist unbestimmt.

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr endet am 31.12.20XX.

§ 3

1. Die Partner sind mit folgenden Anteilen an der Partnerschaft beteiligt:

- Dr. A. Mustermann: 50 %

- E. Muster: 50 %

2. Die Partner erbringen folgende Einlagen:

- Dr. A. Mustermann: 20.000,00 €

- E. Muster: 20.000,00 €

3. Das ab dem Beginn der Partnerschaft aus Mitteln der Gesellschaft angeschaffte Inventar wird Vermögen der Partnerschaft. Über ihr persönliches Inventar erstellen die Partner zu Beginn der Partnerschaft jeweils eine Inventarliste.

4. Die ab Beginn der Partnerschaft eingehenden Honorare sind Einnahmen der Partnerschaft, auch dann, wenn sie bereits zuvor erbrachte Leistungen vergüten. Alle durch die Berufsausübung veranlassten Ausgaben sind Ausgaben der Partnerschaft, so z. B. Beiträge zur Kammer, laufende Betriebskosten, Kosten für Fortbildungen und Fachliteratur…

§ 4

1. Die Partner sind einzeln zur Geschäftsführung befugt.

2. Die Geschäftsführungsbefugnis erstreckt sich auf alle Geschäfte, Maßnahmen und Willenserklärungen, die der gewöhnliche Kanzleibetrieb mit sich bringt. Für alle darüber hinausgehenden Geschäfte, Maßnahmen und Willenserklärungen ist ein Beschluss der Gesellschafterversammlung erforderlich.

3. Die Partnerschaftsgesellschaft kann unter ihrer Firma Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum und andere dingliche Rechte an Grundstücken erwerben, vor Gericht klagen und verklagt werden.

§ 5

1. Die Partner üben im Rahmen der Partnerschaft den freien Beruf des Rechtsanwalts oder Steuerberaters aus, der den Gegenstand der Partnerschaft bildet. Dabei achten sie auf das geltende Berufsrecht.

2. Die Partner verpflichten sich, ihre volle Arbeitskraft der Partnerschaft zu widmen. Bei der Einteilung der Arbeitszeit stehen die gemeinsamen Interessen im Vordergrund, jedoch ist auf die individuellen Einteilungswünsche im Sinne einer freiberuflichen Tätigkeit großzügig Rücksicht zu nehmen.

3. Wissenschaftliche Tätigkeit einschließlich Lehrtätigkeit, Tätigkeit in anwaltlichen Berufsorganisationen und in der anwaltlichen Selbstverwaltung sowie politische und ehrenamtliche richterliche Tätigkeiten sind zulässig, sofern sie ein angemessenes Maß nicht überschreiten.

4 Auf den Geschäftspapieren der Partnerschaft werden die Namen aller Partner aufgeführt. Die Reihenfolge entspricht dem Zeitpunkt des Eintritts in die vor der Gründung dieser Partnerschaft bestehende Sozietät.
§ 6

Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags können mündlich erfolgen.

§ 7

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrags unwirksam sein oder werden, bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam. Die Partner ersetzen die unwirksame Klausel durch eine solche, die dem wirtschaftlichen Sinn der ursprünglichen Klausel nahe kommt.
Nürnberg, den 16.11.20XX

__________________________________


___________________________________

Rechtsanwältin Dr. A. Mustermann



Steuerberaterin E. Muster



PAT








NO








RE





Liebe Auszubildende,


wie neulich besprochen, bitte ich Sie um einen Entwurf des Artikels!


Danke, Lisa Schuster








PAT








NO








RE





Diese Fragen sollten inhaltlich auf jeden Fall behandelt werden:


Welche Rechtsformen standen für Ihre Kanzlei zur Wahl? 


Welche Gründe veranlassten Ihre Kanzlei, über eine neue Rechtsform nachzudenken?


Welche Voraussetzungen müssen für eine Gründung jeweils erfüllt sein?


Welchen Namen kann man jeweils wählen?


Ist jeweils ein Vertrag zur Gründung nötig?


Welche Veröffentlichungspflichten gibt es jeweils?�(Wollen wir überhaupt etwas veröffentlichen?)


Wer kann jeweils eine Kanzlei nach innen und außen vertreten?


Wer haftet jeweils für Verluste?


Welche Kosten fallen jeweils für eine Kanzlei an (Steuern)?


Was wäre jeweils zu beachten, wenn  man die gewählte Rechtsform beenden möchte?


Gibt es Sonderformen der jeweiligen Rechtsform, und falls ja, welche sind dies?


Was spricht jeweils für bzw. gegen die Wahl dieser Rechtsform?


Für welche Rechtsform hat sich Ihre Kanzlei entschieden und warum?





Formatierungen:


zwei Spalten


Schriftart Calibri 11


mindestens zwei Tabellen für bessere Übersichtlichkeit 


Gliederung und Zwischenüberschriften


ein kleines Bild


- insgesamt höchstens drei Seiten

















Dr. Meier und Kollegen 





Dr. Meier und Partner


Rechtsanwälte und Steuerberater





Rechtsanwaltskanzlei Meier GmbH





Dr. Meier Rechtsanwälte und Steuerberater �PartG mbB





Rechtsanwaltskanzlei Meier haftungsbeschränkt





Liebe Auszubildende,


diesen Vorschlag für einen Partnerschaftsvertrag habe ich im Internet gefunden. Es sind einige Fehler darin, den ersten habe ich schon gekennzeichnet. Prüfe bitte den Rest!


Danke, Lisa Schuster





1





Gefundene Fehler:


�Die Gründer werden Partner und nicht Gesellschafter genannt.














Liebe Auszubildende,


diesen Vorschlag für einen Partnerschaftsvertrag habe ich im Internet gefunden. Es sind einige Fehler darin, den ersten habe ich schon gekennzeichnet. Prüfe bitte den Rest!


Danke, Lisa Schuster





Gefundene Verbesserungsvorschläge:





(1. Partnerschaftsgesellschaftsvertrag (Besser, weil sonst evtl. Lebenspartnerschaft)]


2. Partner und nicht Gesellschafter


3. Voller Name aller Beteiligten 


4. Name der Partnerschaft: Auch Berufsbezeichnung


5. Vertragsänderungen nur schriftlich (weil Vertrag schriftlich sein muss)


6. Beginn der Partnerschaft: Mit Eintragung ins PR











